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Der Verklagte zu 1) war als Handelsleiter, der Verklagte 
zu 2) als ökonomischer Leiter beim Kläger beschäftigt. Die 
Auszahlung der Jahresendprämie an die Verklagten 
machte der Kläger von der Bestätigung der Jahres­
abschlußdokumente durch die Staatliche Finanzrevision 
abhängig, weil unabhängig davon, daß die Arbeitsrechts­
verhältnisse der Verklagten durch Arbeitsvertrag begrün­
det wurden und unabhängig von der Bezeichnung ihrer 
Funktion als Leiter die Verklagten im Hinblick auf die 
Jahresendprämie wie Fachdirektoren zu behandeln seien.

Die Verklagten haben bei der Konfliktkommission be­
antragt, den Kläger zu verpflichten, ihnen die Jahresend­
prämie unabhängig davon auszuzahlen, ob die Jahres­
abschlußdokumente bestätigt sind. Die Konfliktkommis­
sion hat diesem Antrag entsprochen.

Den gegen diese Entscheidung erhobenen Einspruch hat 
der Kläger zurückgenommen, nachdem die Jahresabschluß­
dokumente bestätigt waren. Die Verklagten bestanden 
jedoch auf Fortsetzung des Verfahrens, um sich die von 
der Konfliktkommission vertretene Rechtsauffassung, daß 
die Verklagten nicht zu dem Personenkreis gehören, für 
den die Zahlung der Jahresendprämie von der Bestäti­
gung der Jahresabschlußdokumente durch die Staatliche 
Finanzrevision abhängig gemacht werden kann, gerichtlich 
bestätigen zu lassen.

Das Kreisgericht hat den Antrag der Verklagten abge­
wiesen, weil es am Rechtsschutzbedürfnis der Klage man­
gele, nachdem durch die Bestätigung der Jahresabschluß­
dokumente nunmehr die Zahlung der Jahresendprämie 
erfolgen könne. Der Antrag, generell über die Fälligkeit 
der Jahresendprämie auch in den Folgejahren zu entschei­
den, laufe auf die im Gerichtsweg unzulässige Überprü­
fung einer Weisung des Generaldirektors hinaus.

Auf die Berufung der Verklagten hob das Bezirksge­
richt das Urteil des Kreisgerichts auf. Es wies den Ein­
spruch des Klägers gegen den Beschluß der Konfliktkom­
mission ab und erklärte diesen für vollstreckbar. Dabei 
vertrat es die Rechtsauffassung, daß das Anliegen der Ver­
klagten begründet sei. Da ihre Arbeitsrechtsverhältnisse 
nicht durch Berufung begründet worden seien, gehörten sie 
nicht zu den Fachdirektoren.

Gegen diese Entscheidung richtet sich der Kassations­
antrag des Präsidenten des Obersten Gerichts, der Erfolg 
hatte.

Am der Begründung:
Der Sachverhalt bedarf keiner ergänzenden Feststellung. 
Einer Korrektur bedarf aber die Rechtsauffassung des Be­
zirksgerichts, die nicht mit § 6 Abs. 11 der 1. DB zur VO 
über die Planung, Bildung und Verwendung des Prämien­
fonds und des Kultur- und Sozialfonds für volkseigene Be­
triebe im Jahre 1972 vom 24. Mai 1972 (GBl. II Nr. 34 
S. 379) überednstimmt. In diese Korrektur eingeschlossen 
ist die Prüfung der Zulässigkeit des Gerichtswegs für den 
im Verfahren geltend gemachten Anspruch der Verklagten.

Zwischen der Frage, ob die Verklagten zu dem in § 6 
Abs. 11 der 1. DB zur PrämienVO festgelegten Personen­
kreis gehören, und der Zulässigkeit des Gerichtswegs sowie 
der davon abhängigen Zuständigkeit der Konfliktkommis­
sion besteht ein enger Zusammenhang.

Das Bezirksgericht hat aus nicht mit den- Rechtsvor­
schriften übereinstimmenden Gründen die Auffassung ver­
treten, die Verklagten gehörten nicht zu dem Personen­
kreis, an den Jahresendprämie erst nach Bestätigung der 
Jahresabschlußdokumente gezahlt werden darf.

Der Regelung in § 6 Abs. 11 der l.DB zur PrämienVO 
liegt als Modell der volkseigene Industriebetrieb zugrunde. 
Aus dem Anliegen dieser Bestimmung i. V. m. § 1 Abs. 1 
der 1. DB zur PrämienVO ergibt sich jedoch, daß sie glei­
chermaßen für alle anderen Betriebe gelten soll, die nach 
der wirtschaftlichen Rechnungsführung arbeiten. Hieraus 
folgt, daß in anderen Betrieben, die nicht Industriebetriebe 
sind, als Fachdirektoren diejenigen leitenden Mitarbeiter 
gelten, die eine den Aufgaben eines Fachdirektors ent­
sprechende Funktion ausüben. Es kam also entgegen der 
Auffassung des Bezirksgerichts nicht auf die Bezeichnung 
„Leiter“ oder „Direktor“ und auch nicht darauf an, ob 
die Arbeitsrechtsverhältnisse durch Arbeitsvertrag oder

durch Berufung begründet wurden. Vielmehr war einzig 
und allein maßgebend, inwieweit die von den Verklagten 
ausgeübte Tätigkeit den Aufgaben und der Verantwortung 
des in § 6 Abs. 11 genannten Personenkreises entsprach.

Das ist nach den getroffenen Feststellungen zu bejahen. 
Die Filialen des Klägers sind unbestritten wirtschaftlich 
selbständig. Arbeitsrechtlich sind sie Betriebe i. S. des § 17 
Abs. 3 Buchst, a AGB; Die Tätigkeit eines Handelsleiters 
bzw. ökonomischen Leiters in einer Filiale des Klägers ist 
somit eine Leitungsfunktion, die der eines Fachdirektors 
in einem volkseigenen Industriebetrieb entspricht. Der Klä­
ger hat demzufolge in Übereinstimmung mit dem Gesetz 
gehandelt, als er die Zahlung der Jahresendprämie an die 
Verklagten von der Bestätigung der Jahresabschlußdoku­
mente abhängig machte.

Da die Verklagten nach ihrer Aufgabenstellung und 
ihrer Leitungsverantwortung wie Fachdirektoren im Sinne 
der Regelungen über die Gewährung von Jahresendprämie 
zu behandeln sind, war für die Entscheidung über den von 
ihnen erhobenen Anspruch der Gerichtsweg nicht zulässig. 
Die Festlegungen in § 6 Abs. 11 i. V. m. § 6 Abs. 7 und 9 
der 1. DB zur PrämienVO machen deutlich, daß für die 
Gewährung der Jahresendprämie auch der Fachdirektoren 
das Ergebnis der gesamten Leitungstätigkeit maßgebend 
ist. Die Bestätigung des Leiters des übergeordneten Organs 
über die Höhe der Jahresendprämie für Fachdirektoren 
schließt die komplexe Beurteilung der Leitungstätigkeit 
und ihrer wirtschaftlichen Ergebnisse ein. Daher ist diese 
Bestätigung als abschließende Entscheidung anzusehen.

Somit begründen die Regelungen in § 6 der 1. DB zur 
PrämienVO die Zuständigkeit leitender Wirtschaftsorgane 
für die Entscheidung über Ansprüche auf Jahresendprämie 
eines eng begrenzten Kreises von Leitungskadern. Damit 
ist die Zulässigkeit des Gerichtswegs ausgeschlossen (§4 
Abs. 1 GVG). Zwar wird in § 6 Abs. 9 der l.DB zur Prä­
mienVO die Bestätigung des übergeordneten Leiters für 
die Prämierung nur von Fachdirektoren des Kombinates 
gefordert, jedoch ergibt sich aus dem Anliegen der Rege­
lungen in der PrämienVO und der 1. DB, daß sie gleicher­
maßen auch für Fachdirektoren von Betrieben anzuwen­
den sind. Dafür sprechen auch die Gleichartigkeit der Auf­
gaben und der Verantwortung.

In Übereinstimmung mit der vom Zentralvorstand der 
Industriegewerkschaft Chemie, Glas und Keramik geäußer­
ten Auffassung war das Urteil des Bezirksgerichts daher 
aufzuheben, weil es mit den Rechtsvorschriften nicht über­
einstimmt.

§§ 2 Abs. 3, 70 Abs. 2 ZPO.

1. Ist eine Berufung zwar nach dem Eingangsstempel des 
Gerichts verspätet eingegangen, sprechen aber die Um­
stände dafür, daß der Berufungsschriftsatz am letzten Tag 
der Frist nach Dienstschluß des Gerichts dort abgegeben 
wurde, hat das Berufungsgericht der Prozeßpartei unter 
Hinweis auf die verspätete Einlegung der Berufung Gele­
genheit zu geben, sich zu den Umständen der Einlegung 
der Berufung zu äußern, bevor es eine Entscheidung 
tfifft.
2. Hat die Prozeßpartei keine Kenntnis davon, daß die 
Berufung verspätet bei Gericht eingegangen ist, muß sie 
in Erfüllung der den Gerichten nach § 2 Abs. 3 ZPO oblie­
genden Aufgaben hierauf hingewiesen werden. Erst mit 
Zugang des Hinweises beginnt die Frist gemäß § 70 Abs. 2 
ZPO zur Stellung eines Antrags auf Befreiung von den 
Folgen der Fristversäumnis zu laufen.

OG, Urteil vom 24. August 1979 - OAK 15/79.

Auf Antrag der Verklagten verpflichtete die Konfliktkom­
mission den Kläger, an die Verklagten eine Neuerervergü­
tung zu zahlen. Den gegen diesen Beschluß eingelegten 
Einspruch des Klägers wies das Kreisgericht durch Urteil 
als unbegründet ab.


